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DGB-Bundesvorstand, Abteilung Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitik    28.04.2023 

 

Ein Sparkurs wäre Umverteilung von Arm zu Reich 

Bundesfinanzminister Lindner wird nicht müde, 
seine finanzpolitische Kompromisslosigkeit zur 

Schau zu stellen. Zu Beginn der Legislaturperiode 

schien bei ihm noch die Erkenntnis gewachsen zu 
sein, dass Modernisierung, Dekarbonisierung und 

soziale Gerechtigkeit auch mehr Staatsausgaben 
notwendig machen – Zukunftsinvestitionen, die 

sich später rentieren. Doch diese Einsicht scheint 
jetzt verflogen: Lindner agiert als radikaler Spar-

kommissar und gefährdet so die Zukunft Deutsch-

lands und Europas. Er darf sich nicht durchsetzen. 

Auf europäischer Ebene will Lindner die Mitglieds-

staaten zu unrealistisch schnellem Schuldenab-

bau verpflichten. Erinnerungen an die Eurokrise 

werden wach, in der auch das deutsche Finanzmi-
nisterium dazu beitrug, Griechenland und andere 

Staaten in ein Sparkorsett zu zwingen. Nachfrage 
und Konjunktur wurden seinerzeit dadurch abge-
würgt, Arbeitsplätze vernichtet und die Krise ze-

mentiert. Die EU-Kommission, die die europäi-

schen Schuldenregeln mittlerweile eigentlich zu 

Recht flexibler gestalten will, hat diese Woche lei-
der auf Lindners aktuellen Druck reagiert und ih-
ren eigenen Reform-Entwurf verschlechtert. 

In Deutschland versucht Lindner, die anderen Mit-

glieder der Bundesregierung zu Kürzungen bei ih-

ren Plänen für den Bundeshaushalt 2024 zu trei-
ben. Laut Presseberichten soll ein Sparpaket in 
zweistelliger Milliardenhöhe geplant sein. Lindner 

selbst beziffert die Haushaltslücke auf 14 bis 
18 Mrd. Euro. Zu einem großen Teil ist diese Lücke 

allerdings darauf zurückzuführen, dass der Fi-
nanzminister noch vor Kurzem auch Topp-Verdie-
nende steuerlich bessergestellt hat: Das Inflati-

onsausgleichgesetz beispielsweise entlastet 
Spitzenverdiener nominal weit mehr als Normal- 

und Geringverdiener. Dabei kostet die Anhebung 

des Grundfreibetrages (von der untere Einkom-

men relativ mehr profitieren) den Fiskus nur rund 
4,8 Mrd. Euro, während die Verschiebung des 

Einkommensteuertarifs (die höhere Einkommen 
stärker entlastet) 8,5 Mrd. Euro kostet. Gerade für 

Familien mit Kindern fallen die Entlastungen un-

gerecht aus: Während das Kindergeld auf 
250 Euro angehoben wurde, ergibt sich für Topp-

Verdienende durch den Kinderfreibetrag ab 2024 
eine maximale Entlastung von rund 368 Euro pro 

Kind und Monat. Die jährlichen Kosten für diese 
neue Entlastung von höheren Einkommen steigen 

somit von rund 2,6 auf mindestens 3,6 Mrd. Euro. 

Die Wirtschaftsweisen kritisieren die Entlastungs-
maßnahmen deshalb als „nicht zielgenau“ und 

empfehlen zur Entlastung des Staatshaushalts eine 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes oder die Einfüh-
rung eines Energie-Solidaritätszuschlags für Bes-
serverdienende. Der DGB fordert u. a. die Wieder-
erhebung der Vermögensteuer und den Verzicht 
auf Sonderregeln für reiche Unternehmenserben 

bei der Erbschaftsteuer. Doch Lindner ignoriert 

das. Er will sogar noch weitere Steuersenkungen 

für Unternehmen und Topp-Verdienende durch-
setzen. Die Staatsausgaben sollen dafür gekürzt 

werden – wohl auch im sozialen Bereich. Es geht 

also um Umverteilung von Arm zu Reich.  

Klar ist: Deutschland braucht Investitionen in  

Infrastruktur, Transformation und Sozialstaat. Fi-

nanzieren lässt sich das auch ohne Steuererhö-
hungen, wenn die Schuldenbremse ausgesetzt 

oder durch kreditfinanzierte Sondervermögen 

umgangen wird. Der deutsche Staat kann sich zu-
sätzliche Kredite problemlos leisten, seine Schul-
den sind im internationalen Vergleich gering.  
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